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FOTORAUM KÖLN e.V. 
 

 

 

Satzung 
 

 

§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 

1. Der Verein hat den Namen „FOTORAUM KÖLN e.V.“ 

1. Der Verein hat seinen Sitz in Köln und ist im Vereinsregister beim Amtsgericht Köln 
eingetragen. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Zweck, Aufgaben 

 

1.  Zweck des Vereins ist die Förderung 

• der Kunst, Kultur und Bildung durch die ideelle und materielle Förderung und 
Pflege der Fotografie als künstlerisches Ausdrucksmittel im realen und virtuellen 
Raum. 

• junger, zeitgenössischer Künstlerinnen und Künstler durch die Möglichkeit der 
Präsentation in Ausstellungs- und Projekträumen.  

• interdisziplinärer Projekte mit Künstlern und Künstlerinnen aus den Bereichen 
künstlerischer Fotografie, neue Medien und Musik.  

Dem Verein ist die Förderung lokaler, regionaler, länderübergreifender und 
internationaler künstlerischer und kultureller Bestrebungen ein besonderes 
Anliegen. Dieses Anliegen soll vor allem durch Präsentationen zeitgenössischer 
künstlerischer Fotografie und andere kulturelle Veranstaltungen in Ausstellungs- 
und Projekträumen (Herderstr. 88, 50935 Köln) verwirklicht werden.  

Durch die Planung und Durchführung von öffentlichen Ausstellungen, Vorträgen und 
Projekten soll die künstlerische Fotografie einem breiten, nicht begrenzten Publikum 
nahegebracht werden und die Wahrnehmung der Fotografie sowie die 
Auseinandersetzung mit ihr, in der Öffentlichkeit gefördert werden. Mit Vorträgen 
und Projekten soll, neben der Förderung von jungen Talenten, auch das 
fotografische Erbe gepflegt und erschlossen werden.  

2. Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 
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§ 3 Gemeinnützigkeit 

 

1. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

2. Mittel des Vereins, dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.  

3. Die Mitglieder des Vereins dürfen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten.  

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

5. Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei der Auflösung oder der 
Aufhebung des Vereins ihre geleisteten Beiträge sowie ihre sonstigen Zuwendungen 
nicht erstattet. 

 

 

§ 4  Mitgliedschaft 

 

Der Verein besteht aus: 

• ordentlichen Mitgliedern 

• fördernden Mitgliedern 

• Ehrenmitgliedern 

 

 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

1. Ordentliches Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden, die 
Vereinsziele aktiv unterstützt und an der Förderung der Fotografie im Rahmen der 
satzungsgemäßen Zweckes des Vereins interessiert sind. Über den schriftlichen 
Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Gegen eine Ablehnung des 
Aufnahmeantrages durch den Vorstand, die keiner Begründung bedarf, kann die 
Antragstellerin/der Antragsteller die Mitgliederversammlung anrufen. Diese 
entscheidet endgültig. 

2. Förderndes Mitglied kann jede Person werden, die sich zwar nicht aktiv innerhalb 
des Vereins betätigt, jedoch die Ziele und den Zweck des Vereins in geeigneter 
Weise fördert und unterstützt. Für die Aufnahme gelten die Regeln über die 
Aufnahme ordentlicher Mitglieder entsprechend. Fördermitglieder sind nicht 
stimmberechtigt. 

3. Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können auf 
Vorschlag des Vorstandes zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Die Ernennung zu 
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Ehrenmitgliedern erfolgt auf Lebenszeit; sie bedarf in der Mitgliederversammlung 
einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder. 

 

§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

1. Jedes ordentliche Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu 
nutzen und an gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Jedes ordentliche 
Mitglied hat gleiches Stimm- und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung. 
 

2. Jedes ordentliche Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, 
insbesondere regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in 
seinen Kräften steht, das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen. 

 

 

§ 7  Beendigung der Mitgliedschaft 

 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Verlust der 
Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen. 

2. Der Austritt ist gegenüber dem Vorstand schriftlich oder per E-Mail zu erklären. Er 
ist unter Einhaltung einer Frist von zwei Monaten und zum Schluss eines 
Geschäftsjahres zulässig. 

3. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden: 

• wenn das Mitglied in grober Weise gegen die Satzung, Ordnungen, den 
Satzungszweck oder die Vereinsinteressen verstößt; 

• wenn das Mitglied mit einem Mitgliedsbeitrag in Rückstand ist. 

• Einem Ehrenmitglied kann unter den im ersten Spiegelstrich genannten 
Voraussetzungen die Ehrenmitgliedschaft aberkannt werden. 

4. Über Maßnahmen nach Absatz 3 entscheidet der Vorstand. Vor der Entscheidung 
hat er dem Mitglied Gelegenheit zu geben, sich mündlich oder schriftlich zu 
äußern; hierzu ist das Mitglied unter Einhaltung einer Mindestfrist von einem 
Monat schriftlich aufzufordern. Die Entscheidung über den Ausschluss ist dem 
Mitglied durch Einschreiben zuzustellen. Gegen die Entscheidung ist die Berufung 
an die Mitgliederversammlung zulässig; sie muss schriftlich und binnen drei 
Wochen nach Absendung der Entscheidung erfolgen. Die Mitgliederversammlung 
entscheidet endgültig. 

5. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle 
Ansprüche aus dem Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden 
oder sonstigen Unterstützungsleistungen ist grundsätzlich ausgeschlossen. Die 
Ansprüche des Vereins bleiben hiervon unberührt.  
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§ 8 Mitgliedsbeiträge 

 

1. Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge und 
dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. 

2. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 

 

 

§ 9 Organe 

 

Die Organe des Vereins sind 

• die Mitgliederversammlung 

• der Vorstand 

 

 

§ 10 Mitgliederversammlung, Einberufung, Tagesordnung 

 

1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich im ersten 
Quartal statt. 

3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, wenn das Interesse des 
Vereins es erfordert oder wenn  1/3 der Mitglieder sie schriftlich unter Angabe der 
Gründe beim Vorstand beantragt. 

4. Stimmrecht besitzen ordentliche Mitglieder. Das Stimmrecht kann nur persönlich 
ausgeübt werden. Mitglieder, denen kein Stimmrecht zusteht, können an der 
Mitgliederversammlung als Gäste teilnehmen. 

5. Ordentliche und außerordentliche Mitgliederversammlungen werden vom Vorstand 
unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung 
einberufen. Für die Einhaltung der Frist und die Bekanntgabe der Einladung genügt 
die rechtzeitige Einstellung der Einladung nebst Tagesordnung auf der Homepage des 
Vereins im Internet sowie die Zusendung einer E-Mail bzw. ein Link auf die 
Homepage. Ein Einladungsschreiben soll dem Mitglied an die letzte dem Verein 
bekannt gegebene Adresse zusätzlich zugesandt werden, sofern kein Internetzugang 
besteht. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

6. Anträge zur Mitgliederversammlung können vom Vorstand und von den Mitgliedern 
eingebracht werden. Sie müssen eine Woche vor der Versammlung dem Vorstand 
schriftlich mit Begründung vorliegen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, 
die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die 
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Mitgliederversammlung. 

7. Anträge auf Satzungsänderungen müssen unter Benennung des abzuändernden bzw. 
neu zu fassenden Paragrafen mit der Einladung zur Mitgliederversammlung bekannt 
gemacht werden. Ein Formulierungsvorschlag soll beigefügt werden. 

 

§ 11  Ablauf und Beschlussfassung von Mitgliederversammlungen 

 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für 

• -die Entgegennahme der Berichte des Vorstandes 

• -die Entgegennahme des Berichts des Kassenprüfers/der Kassenprüferin 

• -die Entlastung und Wahl des Vorstands 

• -die Wahl des Kassenprüfers/der Kassenprüferin 

• -die Festsetzung von Beiträgen, Umlagen und deren Fälligkeit 

• -die Ernennung von Ehrenmitgliedern 

• -die Beschlussfassung über Anträge 

 

2. Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorsitzenden/ des Vorstandes, bei 
dessen/deren Verhinderung von ihrem(r)/seiner(m) Stellvertreter/ 
Stellvertreterin geleitet. Ist keines dieser Vorstandsmitglieder anwesend, 
bestimmt die Versammlung den Leiter/die Leiterin mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder. Auf Vorschlag des/der satzungsmäßigen Leiters/Leiterin 
kann die Mitglieder versammlung eine/n besonderen Versammlungsleiter/-
leiterin bestimmen. 

3. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder gefasst; bei Stimmengleichheit gilt der gestellte Antrag 
als abgelehnt. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen gelten als nicht 
abgegeben. Schriftliche Abstimmungen erfolgen nur, wenn 1/3 der anwesenden 
Mitglieder dies verlangt. Dies gilt auch für Wahlen. 

4. Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer 
Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. 

5. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 
das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Protokollführer/-führerin ist der/die stellvertretende 
Vorsitzende soweit die Mitgliederversammlung keine/n andere/n 
Protokollführer/-führerin beruft. 
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§ 12 Vorstand, Arbeitsgruppen 

 

1. Vorstand im Sinne des § 26 BGB (gesetzlicher Vorstand) sind:  

• der/die Vorsitzende 

• der/die stellvertretende Vorsitzende 

• der/die Schatzmeister/in 

2. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch je zwei der gesetzlichen 
Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten.  

3. Die Vorstandsmitglieder werden für zwei Jahre gewählt. Nach Fristablauf bleiben 
Vorstandsmitglieder bis zum Antritt ihrer Nachfolger im Amt. Als 
Vorstandsmitglieder können nur ordentliche Vereinsmitglieder gewählt werden. 
Bei Beendigung der Mitgliedschaft endet auch das Amt als Vorstand. 

4. Die Mitgliederversammlung kann eine Person zum Schirmherren / zur Schirm-
herrin des Vereins wählen. Der Schirmherr / die Schirmherrin berät die 
Mitgliederversammlung und den Vorstand in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
und unterstützt sie bei der Darstellung des Vereins in der Öffentlichkeit, bei 
öffentlichen und privaten Institutionen und Personen. Der Schirmherr / die 
Schirmherrin wird für die Dauer von drei Jahren gewählt. Wiederwahl und auch 
vorzeitige Wiederwahl ist möglich. Ein Schirmherr / eine Schirmherrin kann sein 
/ ihr Amt jederzeit durch Erklärung gegenüber dem Vorstand niederlegen. Für 
die Abberufung gilt § 6 Abs. 3 entsprechend. 

5. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins nach Maßgabe der Satzung und 
der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit ist der Beschluss abgelehnt. 

6. Für bestimmte Zwecke und Aufgaben kann der Vorstand Arbeitsgruppen 
einsetzen. Arbeitsgruppen können auch von der Mitgliederversammlung 
eingerichtet werden. Arbeitsgruppen haben dem Vorstand oder, soweit sie von 
der Mitgliederversammlung eingerichtet wurden, der Mitgliederversammlung zu 
berichten. Arbeitsgruppenmitglieder sind zu Vorstandsversammlungen 
einzuladen, soweit Themen ihres Aufgabenbereichs erörtert werden, und haben 
beratende Stimme. 

7. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden 
Mitglieder des Vorstands berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des 
Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen. 

8. Die Beschlüsse des Vorstands und Voten der Arbeitsgruppenmitglieder sind zu 
protokollieren und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Ein 
Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege oder fernmündlich gefasst 
werden, wenn alle Vorstandsmitglieder im Einzelfall diesem Verfahren 
zustimmen. 
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§ 13 Kassenprüfung 

 

1. Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei Personen 
zur Kassenprüfung. Diese dürfen nicht Mitglied des Vorstandes oder einer von 
ihm eingesetzten Arbeitsgruppe sein. Wiederwahl ist zulässig. Die 
Kassenprüfung kann auch einem Angehörigen der rechts- und steuerberatenden 
oder wirtschaftsprüfenden Berufe übertragen werden, der nicht Vereinsmitglied 
sein muss. 

2. Die Kassenprüfer/Kassenprüferinnen haben die Kasse des Vereins einschließlich 
der Bücher und Belege mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich und 
rechnerisch zu prüfen. Die Kassenprüfer/Kassenprüferinnen erstatten der 
Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht und beantragen bei 
ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des 
Schatzmeisters/der Schatzmeisterin und der übrigen Vorstandsmitglieder. 

 

 

§ 14 Auflösung des Vereins und Anfallsberechtigung 

 

1. Bei Auflösung des Vereins erfolgt die Liquidation durch die zum Zeitpunkt des 
Auflösungsbeschlusses amtierenden Vorstandsmitglieder. Jeweils zwei 
Liquidatoren vertreten den Verein. 

2. Die vorstehende Vorschrift gilt entsprechend für den Fall, dass der Verein aus 
einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

3. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft, zwecks 
Verwendung für die Förderung der Kunst (Fotografie) im Sinne der Satzung. 
Den Empfänger bestimmt die Mitgliederversammlung zugleich mit dem 
Beschluss zur Auflösung des Vereins. 

    

 Köln, den 27.4.2015 

 

 


